
Unmittelbare Pensionszusagen können als (reine) 
Leistungszusagen (z.B. Festrenten oder gehaltsab-
hängige Leistungen im Alter bei Invalidität oder Tod) 
oder als beitragsorientierte Leistungszusagen (§ 1 
Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG) erteilt werden. Bei den bei-
tragsorientierten Leistungszusagen leitet sich die 
Höhe der zugesagten Versorgungsleistung aus den 
zugesagten Beiträgen des Arbeitgebers ab. Dieser 
Beitrag kann in ein Rückdeckungsmodell, z.B. Wert-
papier-Depot oder Rückdeckungsversicherung, ein-
gezahlt werden oder auch lediglich als ein fiktiver, 
kalkulatorischer Betrag des Arbeitgebers zur Bemes-
sung der Versorgungsleistungen definiert werden. 
Für das Unternehmen ergibt sich hieraus eine höhere 
Kalkulationssicherheit, da sich die Verpflichtung des 
Arbeitgebers nur auf die Beitragshöhe beschränkt. 
Selbst eine Garantieverzinsung für die zur Verfügung 
gestellten Beiträge kann entfallen.
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Ansatz der Pensionsrückstellungen für beitragsorientierte 
Leistungszusagen ohne garantierte Mindestverzinsung

– BFH, Beschluss vom 04.09. 2024 – XI R 25/21 –

ohne Garantieverzinsung, also lediglich mit Garantie 
der Beitragssumme im jeweiligen Versorgungsfall 
(teilweise auch mit abgesenkter Garantie der Bei-
tragssumme von zwischen 80 bis maximal 100 %), 
haben in den letzten Jahren in der betrieblichen 
Altersversorgung eine zunehmende Bedeutung 
erlangt und bei Neu-Zusageerteilung den klassi-
schen nicht bzw. schwer kalkulierbaren Leistungs-
zusagen den Rang abgelaufen. Insbesondere die 
von unserem Beratungsunternehmen in den letzten 
zehn Jahren klar favorisierte wertpapiergebun-
dene Pensionszusage gehört zu dieser vorteilhaf-
ten kalkulierbaren Gestaltungsform.

Die handelsrechtliche Passivierung der wertpapier-
gebundenen Pensionszusage führt nach entspre-
chender Klarstellung im HGB lediglich zum Ausweis 
des Zeitwerts des aufgelaufenen Wertpapiergutha-
bens (Kurswert des Wertpapierdepots bzw. Aktiv-
wert der Rückdeckungsversicherung): 
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Bei der handelsbilanziellen Bewertung ist der Wert einer wert-
papiergebundenen (kongruent rückgedeckten) Pensions-
verpflichtung aufgrund der Kongruenz zwischen zugesagten 
und ausfinanzierten Leistungen mit dem jeweiligen Zeitwert 
anzusetzen (Bewertungseinheit gemäß HGB § 254 in Verbin-
dung mit § 253 Abs. 1).  Zugriffsfreies Rückdeckungsvermögen 
wird dann mit der Rückstellung saldiert (§ 246 Abs. 2 HGB n.F.) 
und somit ergibt sich für den Bilanzansatz der Wert 0,00, da 
beide Wertansätze auf Aktiv- und Passivseite identisch sind.

Der BFH hat jetzt mit seinem Beschluss wichtige Streitfragen 
zur steuerrechtlichen Passivierung von beitragsorientierten 
Leistungszusagen in der Gestaltungsform der unmittelbaren 
Pensionszusage geklärt. 

Die Klägerin hatte beitragsorientierte Leistungszusagen mit
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Einmalprämien-Rückdeckungsversicherungen zugunsten der geschäftsführenden Gesellschafter 
und leitenden Angestellten erteilt. Bei den Versicherungen handelte es sich um Fondspolicen, die 
Höhe der Altersrente oder der Kapitalauszahlung sollte sich aus dem Fondswert bei Eintritt des 
Versorgungsfalls (Alter oder Tod) ergeben. Der ausgewählte Fonds sah keine Mindestleistung vor, 
eine Mindestversorgung war also nicht garantiert. An den Rückdeckungsversicherungen wurden 
Pfandrechte zugunsten der Versorgungsberechtigten eingeräumt.

Zu den Bilanzstichtagen 30.06.2011 und 30.06.2012 aktivierte die Klägerin die Ansprüche aus den 
Rückdeckungsversicherungen und bildete in gleicher Höhe Pensionsrückstellungen und saldierte 
die beiden Positionen gem. § 246 Abs. 2 Satz 2 HGB.

Nach einer bei der Klägerin durchgeführten Außenprüfung vertrat das FA die Auffassung, dass 
Pensionsrückstellungen nicht anzusetzen seien, da es an einem Rechtsanspruch der Höhe nach 
fehle. Die Versorgungsleistungen hingen im vollen Umfang von dem Wert der Fonds ab. 

Diese seien so gewählt, dass keine garantierte Mindestleistung gegeben sei und sich die Kurse bis 
zum Eintritt des Versorgungsfalls sowohl erhöhen als auch vermindern könnten.

Diesen Sachverhalt hat der BFH aber anders beurteilt: Ein Rechtsanspruch auf eine einmalige oder 
laufende Pensionsleistung i.S.v. § 6a Abs. 1 Satz 1 EStG besteht auch bei wertpapiergebundenen 
Pensionsverpflichtungen der vorliegenden Art ohne garantierte Mindestverzinsung, wenn und 
soweit der Umfang dieser Verpflichtungen unter der gem. § 158 BGB aufschiebenden Bedingung 
steht, dass sich die Höhe der zugesagten Leistungen nach dem bis zum Versorgungsbeginn unge-
wissen Wert der Fondsanteile der Rückdeckungsversicherung richtet. Zusagen, die sich ihrer Höhe 
nach alleine an der Wertentwicklung der zugrunde liegenden Wertpapiere orientieren, dienen – 
abweichend zur Auffassung des BMF – einem Versorgungszweck des Pensionsberechtigten. 
Außerdem werden biometrische Risiken (Alter und Tod) der Versorgungsberechtigten abgesichert.

Die Passivierung einer Pensionsrückstellung in der Steuerbilanz erfordert den Rechtsanspruch des 
Arbeitnehmers auf die Versorgungsleistung. Der BFH bejaht dies im Streitfall, eine bestimmte Min-
destleistung muss hierfür nicht garantiert werden. 

Sagt der Arbeitgeber auch die Umwandlung von künftigen Beiträgen in weitere Anwartschafts-
bausteine für künftige Dienstjahre zu, ist die insgesamt erreichbare Endversorgung dem Teilwert-
verfahren des § 6a EStG zugrunde zu legen. Wird die Entscheidung zur Beitragserbringung bzw. 
Umwandlung in Versorgungsleistungen dagegen jährlich neu getroffen, kann nur die bis zum 
Bilanztermin rechtsverbindlich zugesagte (niedrigere) Pensionsanwartschaft mit dem Teilwert 
passiviert werden. Dies führt zu einem niedrigeren Teilwert.

Die Versorgungszusage in dem Streitfall entsprach aber nicht den betriebsrentenrechtlichen Anfor-
derungen an eine beitragsorientierte Leistungszusage, da sich die Versorgungsleistungen nicht 
unmittelbar aus dem Beitrag, sondern erst aus dem Stand des Deckungskapitals bei Eintritt des 
Versorgungsfalls nach den vertraglich vereinbarten versicherungstechnischen Rechnungsgrund-
lagen in Versorgungsleistungen umrechnen ließ. Nach Meinung des BFH ist dann in der Anwart-
schaftsphase zum jeweiligen Bilanzstichtag von dem vorhandenen Deckungskapital auszugehen 
(Stichtagsprinzip). Die daraus nach den vorgegebenen Rechnungsgrundlagen berechneten Versor-
gungsanwartschaften sind nach dem Teilwertverfahren zu bilanzieren, und zwar anteilig für Arbeit-
geber- und Arbeitnehmerfinanzierung. Soweit die Anwartschaften auf Entgeltumwandlung beruhen, 
sind diese für gesetzlich unverfallbare Anwartschaften bei Arbeitnehmern mit dem Teilwert, aber 
mindestens dem Barwert der unverfallbaren Anwartschaft zu passivieren.
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Der BFH hat somit bestätigt, dass Pensionsrückstellungen gem. § 6a EStG (Teilwertverfahren) 
grundsätzlich für wertpapiergebundene Pensionszusagen auch ohne Garantieverzinsung steuer-
rechtlich anerkannt werden. Handelsrechtlich wird dagegen kein (hoher) Erfüllungsbetrag bilanziert, 
es wird lediglich auf Aktiv- und Passivseite der Zeitwert des Beitragsguthabens (z.B. Kurswerte des 
Wertpapier-Depots oder Aktivwerte der Versicherungen) bilanziert bzw. – bei bestehenden Pfand-
rechten bzw. Einbringung des Rückdeckungsvermögens in eine Treuhand – keine Rückstellung 
ausgewiesen (nach Saldierung von Aktiva und Passiva).

Gewinnrücklage bei Übernahme von 
Pensionsverpflichtungen 

– BFH-Urteil vom 23.10.2024, XI R 24/21 –

Schuldbefreiende Übernahmen von unmittelbaren Pensionszusagen – insbesondere bei geschäfts-
führenden Gesellschaftern (GGF) – haben in den Fällen Veräußerung von Geschäftsanteilen, Über-
tragung der Anteile auf die nächste Generation bei familiengeführten Kapitalgesellschaften oder 
auch bei Stilllegungen/Liquidationen der operativen Gesellschaft in den letzten Jahren nach der für 
die Praxis wichtigen Entscheidung des BFH vom 18.08.2016 – VI R 18/13 (s.a. LPQ 4/2016) große 
Bedeutung erlangt, da bei entsprechender Gestaltung des Vertragswerks die steuerneutrale Über-
tragung von GGF-Zusagen ohne unmittelbaren lohnsteuerpflichtigen Zufluss beim Versorgungs-
berechtigten möglich ist. Entsprechend haben wir seit 2016 eine mittlere zweistellige Anzahl von 
schuldbefreienden Übertragungen von GGF-Pensionszusagen beratend begleitet mit entsprechen-
den Gutachterlichen Stellungnahmen zu den arbeits- und - insbesondere – steuerrechtlichen 
Rahmenbedingungen sowie den Bewertungen der erdienten Anwartschaften und den zu 
übertragenden Vermögenswerten der betroffenen Pensionszusagen. Außerdem haben wir die ver-
traglichen Regelungen zur Übertragung ausgearbeitet, einschließlich Begleitschreiben an Banken 
und/oder Versicherungen zum Transfer der Rückdeckungsvermögen (z.B. Versicherungsnehmer-
wechsel und Depot-Begünstigter). 

Mit dem BMF-Schreiben vom 30.11.2017 – IV C6 – S 2133/14/100001 – wurde die steuerrechtliche 
Bewertung der Pensionsverpflichtung nach Übertragung beim abgebenden und aufnehmenden 
Unternehmen geregelt (s.a. LPQ 1/2018).

Für die steuerliche Bewertung von Pensionsverpflichtungen, die gegen Entgelt (Ablösungsbetrag) 
von einem Dritten übernommen werden, sind die Fallgestaltungen „Wechsel zu einem neuen 
Arbeitgeber“ und „ohne Arbeitgeberwechsel“ zu unterscheiden.

Bei der Übernahme von Pensionsverpflichtungen gegenüber Arbeitnehmern infolge eines Arbeitge-
berwechsels unter gleichzeitiger Übernahme eines Vermögenswerts (§ 4 BetrAVG), gilt für die 
Bewertung die Sonderregelung des § 5 Abs. 7 Satz 4 EStG: die Pensionsverpflichtung wird mit 
dem Anwartschaftsbarwert bis zur Höhe des übernommenen Vermögenswertes bilanziert, lediglich 
die Restanwartschaft wird mit nur dem Teilwert angesetzt. Dabei darf sich kein negativer Jahres-
beitrag (fiktive Nettoprämie) ergeben (würde  bei einem Vermögenswert, der höher als der steuer-
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liche Barwert ist, eintreten, also grundsätzlich, wenn der Vermögenswert nach handelsrechtlichen 
Grundsätzen bewertet wurde).  

Diese Sonderregelung kommt aber nicht bei (Teil-) Betriebsübergängen oder der Schuldübernahme 
nach § 613a BGB zur Anwendung. 

Im Falle des Schuldbeitritts ohne Arbeitgeberwechsel nach §§ 414 ff. BGB gilt dagegen:

Der Übernehmer hat die gleichen Bilanzierungsvorschriften zu beachten, die auch für den 
ursprünglich Verpflichteten am Bilanzstichtag gegolten hätten, wenn er die Verpflichtung nicht über-
tragen hätte (§ 5 Abs. 7 Satz 1 EStG). Allerdings können bilanzsteuerrechtliche Wahlrechte (z.B. 
das Pensionsalter nach R 6a Abs. 11 EStR) unabhängig von der Wahl des Rechtsvorgängers in 
Anspruch genommen werden. Auch das Nachholverbot für steuerrechtliche Fehlbeträge, die beim 
Rechtsvorgänger entstanden sind, gilt in der ersten Bilanz nach der Übernahme nicht.

Das aufnehmende Unternehmen kann den Erwerbsgewinn in Höhe der Differenz des übertragen-
den Vermögenswertes und dem in der folgenden Schlussbilanz zu bilanzierenden niedrigeren Teil-
wert gem. § 6a EStG der übernommenen Pensionsverpflichtung über 15 Jahre verteilen. Hierzu 
wird im Wirtschaftsjahr der Übernahme eine gewinnmindernde Rücklage in Höhe von 14/15 des 
Erwerbsgewinns gebildet. In den folgenden 14 Wirtschaftsjahren wird jeweils mindestens 1/14 der 
Rücklage gewinnerhöhend aufgelöst (§ 5 Abs. 7 Satz 5 EStG).

In der Fachliteratur war umstritten, ob die Bewertung der übernommenen Verpflichtung nach § 5 
Abs. 7 Satz 4 (Bilanzierung mit dem Anwartschaftsbarwert anstelle des Teilwerts bis zur Höhe des 
Vermögenswertes) die Anwendung des § 5 Abs. 7 Satz 5 (Gewinnrücklage) ausschließt.

Der BFH hält die Rücklagenbildung für zulässig, auch eine Bewertung der übernommenen Ver-
pflichtung nach § 5 Abs. 7 Satz 4 schließt die Anwendung von § 5 Abs. 7 Satz 5 nicht aus. Der 
Wortlaut des Gesetzes spricht nicht gegen, sondern für die Rücklagenbildung. Im Verhältnis zu § 5 
Abs. 7 Satz 1 EStG ist die Vorschrift des Satz 4 zwar im Hinblick auf die Bewertung eine Spezial-
vorschrift. Sie regelt eine abweichende Rechtsfolge, erschöpft sich aber darin und sie enthält 
gerade keinen eigenen Tatbestand, ohne den § 5 Abs. 7 Satz 5 nicht anwendbar wäre. Diese Aus-
legung erscheint auch durch den Gleichbehandlungsgrundsatz geboten, da andernfalls Pensions-
zusagen gegenüber andersartigen Verpflichtungen sittenwidrig benachteiligt würden.
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Lutz Pension Consulting – das ist ganzheitliche und 

hochqualifizierte Beratung in allen Fragen der betrieblichen 

Altersversorgung (bAV).

Wir beraten Sie und betreuen Ihre betriebliche 

Altersversorgung

• individuell mit optimierten Konzepten anstatt 

vorgefertigter Pauschallösungen

• progressiv und zeitnah zu aktuellen Entwicklungen                

der rechtlichen Rahmenbedingungen 

• kompetent mit hochqualifizierten und erfahrenen                

Mitarbeitern

• partnerschaftlich, fair und offen
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